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Der Machtwechsel in Tunesien und 
politische Reformperspektiven in Nahost
Hanspeter Mattes/Sigrid Faath

Am 14. Januar 2011 verließ der tunesische Präsident Zine el-Abidine Ben Ali nach lan-
desweiten Demonstrationen überraschend das Land und setzte sich nach Saudi-Ara-
bien ab. Auch in anderen arabischen Staaten wie Ägypten, Algerien, Jemen und Jorda-
nien kam es daraufhin zu teils massiven Protesten, ohne dass bislang in der Region ein 
weiterer Staatschef als direktes Ergebnis der Demonstrationen gestürzt worden ist. 

Analyse

Zentraler als die oft gestellte Frage nach der Übertragbarkeit des tunesischen Modells 
auf die anderen arabischen Staaten ist die Dimension der realen Perspektiven grundle-
gender politischer Reformen in Nordafrika/Nahost. Für das Ausbleiben des von vielen 
arabischen politischen Aktivisten erhofften Dominoeffektes scheinen die jeweils deut-
lich unterschiedlichen landesspezifischen Verhältnisse, das konkrete Konfliktverhalten 
der Militärführungen und die andauernde – wenn auch geschwächte – Handlungsfä-
higkeit der Regierungen zu sprechen. 

Die Bürger und zivilgesellschaftlichen Akteure einiger arabischer Staaten versuchten 
zwar wie in Tunesien, flächendeckende Proteste auszulösen und politischen Reform-
druck zu erzeugen; wegen der fehlenden zentralen Organisation der Proteste und ih-
rer Kanalisierung blieben sie jedoch ohne Konsequenzen für das jeweilige Regime – 
einzig in Ägypten scheint sich ein ähnlicher Reformprozess durchzusetzen.

Die Staatsführungen reagierten mit dem unverzüglichen Ausbau der Sicherheits-
dienste, Verbotsmaßnahmen und sozioökonomischen Sofortmaßnahmen. Dadurch 
gelang es ihnen – mit Ausnahme Ägyptens – bislang erfolgreich, das vorhandene 
Protestpotential zu neutralisieren. 

Die wirtschaftlichen Ursachen der Protestbewegung wie hohe Arbeitslosigkeit, ho-
he Lebenshaltungskosten und Armut können mit einem Machtwechsel allein nicht 
beseitigt werden; sozioökonomische Ziele sind nur langfristig zu verwirklichen. 

Politische Reformen laufen selbst bei einem Machtwechsel ins Leere, wenn kein 
Konsens über die gesellschaftlichen Reformziele besteht und Klientelismus, die pa-
ternalistische Denkweise und die „Versorgerstaatmentalität“ nicht überwunden 
werden.
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Die Breite der externen Reaktionen

Die innenpolitische Entwicklung in Tunesien 
seit Beginn der Proteste am 17. Dezember 2010, 
als sich im westtunesischen Sidi Bouzid der ar-
beitslose Hochschulabsolvent Mohamed Bouazi-
zi nach administrativen Übergriffen aus Protest 
selbst verbrannte, fand Anfang des Jahres 2011 – 
angesichts der sich im ganzen Land ausweitenden 
Proteste – auch in den arabischen Medien im-
mer größere Aufmerksamkeit.� Nach dem über-
raschenden Rücktritt von Staatspräsident Ben Ali 
am 14. Januar 2011 und seiner Flucht nach Sau-
di-Arabien begann neben der ereignisbezogenen 
Berichterstattung in den arabischen Nachbarstaa-
ten vor allem eine Debatte darüber, ob die „tune-
sische Revolution“ exportierbar sei und wer die 
nächsten Kandidaten sein könnten, die von Pro-
testen hinweggefegt werden („Qaddafi, Boutefli-
ka, Mubarak ...?“). Der von zahlreichen zivilge-
sellschaftlichen Gruppen geäußerte Optimismus, 
der sich in Slogans wie „Heute Tunesien, mor-
gen der Maghreb“ artikulierte, wich inzwischen 
trotz der Eskalation der Proteste in Ägypten En-
de Januar 2011 einer deutlich nüchterneren Ein-
schätzung, weil sich die tunesischen Verhältnisse 
nicht als generell übertragbar herausstellten. Dies 
ist zum einen der spezifischen tunesischen Situa-
tion geschuldet: Der tunesische Präsident ist nicht 
ausschließlich durch die Straßenproteste vertrie-
ben worden. Er war auch ein Opfer seiner Fehler 
im Umgang mit dem Militär und seiner fehlgeleite
ten politischen Überlegungen am 14. Januar 2011, 
also von Entwicklungen, die in anderen Staaten 
– wie z.B. in Algerien� – trotz ähnlich massiver 
Proteste so nicht stattfanden. Zur Kristallisation 
des „Volkszornes“ trug als entscheidender Faktor 
auch die materielle Gier der präsidialen Familie 
Ben Ali-Trabelsi (Beau/Graciet 2009) – Sinnbild für 
institutionalisierte Korruption und die Privatisie-
rung des Staates – bei, die im Vergleich zu ande-
ren arabischen Staaten – obwohl es dort eine ähn-
liche Privilegiensicherung gibt – offener erfolgte. 
Dementsprechend entlud sich dieser Zorn auch in 
der Plünderung der Ben Ali/Trabelsi-Villen. Hin-
zu kommt, dass insbesondere in den nordafrika-
nischen Nachbarstaaten, aber ebenso in Jordanien 

�	 Vgl. Boukhars (2011).
�	 In Algerien eskalierten Anfang Januar gleichfalls die landes-

weiten Proteste, die bereits das ganze Jahr 2010 kennzeichne-
ten. Vor allem in Algier kam es vom 4.-8. Januar 2011 zu hefti-
gen Zusammenstößen der Demonstranten mit der Polizei mit 
mindestens sechs Toten.

und im Jemen, die Staatsführungen als Reakti-
on auf die Entwicklungen in Tunesien umgehend 
konkrete politische, sicherheitspolitische und so-
zioökonomische Maßnahmen ergriffen�, so dass 
den Protestbewegungen – mit Ausnahme Ägyp-
tens – zumindest bislang die Angriffsspitze ge-
nommen wurde. 

Reaktionen in Nordafrika

Reaktionen der Bürger/Zivilgesellschaft

Die Bevölkerung in den arabischen Staaten re-
agierte auf die Ereignisse in Tunesien auf zwei-
fache Weise: zum einen gab es breite verbale und 
mediale Unterstützung für die tunesische Protest-
bewegung, wobei die Front der Unterstützer von 
der Hamas und den Muslimbrüdern einschließ-
lich Scheich Yusuf Qaradawi über Vertreter der 
politischen „Mitte“ bis zu linken Splittergruppen 
reichte. Zum anderen wurde gemäß dem Motto 
„Heute Tunesien – morgen der Maghreb“� in vie-
len Ländern versucht, durch Initiativen der Oppo-
sitionsparteien und zivilgesellschaftlichen Grup-
pen eine eigene Protestbewegung zu formieren 
und mit öffentlichen Demonstrationen Druck auf 
die jeweiligen Regierungen zugunsten politischer 
und wirtschaftlicher Reformen auszuüben. Poli-
tische Hauptforderung war in den meisten Fällen 
der Ruf nach dem Rücktritt der amtierenden Staats-
führung und der Bildung einer (Übergangs-)Regie-
rung der nationalen Einheit („Der Sturz der auto-
ritären Regime ist das Gebot der Stunde“). Maß-
nahmen gegen Korruption und Folter sowie die 
Bekämpfung von Vergehen gegen die Menschen-
rechte generell auf den Polizeistationen wurden 
genauso vehement eingefordert. Die wirtschaft-
lichen Forderungen konzentrierten sich auf die 
Bereitstellung von Arbeitsplätzen und Wohnraum 
sowie den Kampf gegen die hohen Lebensmittel-
preise und die Armut.

Am erfolgreichsten waren diese Bestrebun-
gen, eine Protestbewegung in Gang zu setzen, 
in Algerien, wo es seit Anfang Januar 2011 im-
mer wieder zu teilweise gewalttätigen Protesten 

�	 Das heißt nicht, dass die Regierungen nicht bereits vor den 
Unruhen entsprechende Maßnahmen zur Verbesserung der 
sozialen und wirtschaftlichen Lage eingeleitet hatten (vgl. Ca-
tusse u.a. 2009).

�	 So prominent die algerische Oppositionspartei Front des 
Forces Socialistes am 12.1.2011.
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kam,� in Ägypten ab dem 25. Januar 2011 („Tage 
des Zorns“),� in Jordanien (Proteste am 14., 16., 21. 
und 25.-27.Januar 2011) und im Jemen (Mitte Janu-
ar 2011), wo es Massenproteste gab. Aber auch aus 
Khartum (16. Januar 2011), Oman (17.Januar 2011) 
und Jidda wurden Demonstrationen gemeldet.

Nach tunesischem Vorbild, wo die Selbstver-
brennung von Mohamed Bouazizi am 17.12.2010 
das Fanal für den Volksaufstand war, versuchten 
seither mit Schwerpunkt in Algerien (seit Anfang 
Januar 2011 mindestens 16 Fälle), aber auch in 
Ägypten, Marokko und Mauretanien arbeits- und 
perspektivlose jüngere Erwachsene durch ihre öf-
fentlichen Selbstmorde ein Zeichen zu setzen und 
Proteste auszulösen. Die Selbstverbrennungen, 
die „neue Mode sozialen Protests“ (so die alge-
rische Zeitung L’Expression), wurden zwar auf 
staatlichen Druck durch die Imame als Sünde und 
als unislamisch gebrandmarkt, konnten aber bis-
lang nicht eingedämmt werden und sorgen so in 
der Tat für immer neue Protestimpulse.

Zur Erhöhung des politischen Drucks ist jedoch 
die Koordinierung der Proteste notwendig. Die-
sen Umstand erkannten die zivilgesellschaftlichen 
Gruppen vor allem in Algerien und Ägypten. Seit 
Mitte Januar 2011 begannen sie, die oftmals spon-
tanen Einzelproteste zu koordinieren, zu kanali-
sieren und zu politisieren. In Algerien gründeten 
sie zu diesem Zweck am 21. Januar 2011 politische 
Parteien, autonome Gewerkschaften, Jugend- und 
Studentenverbände sowie Menschenrechtsverei-
nigungen und eine Nationale Koordinationsstelle für 
Wechsel und Demokratie. In Ägypten zeichnet sich 
unter der Koordination des Hauptherausforde-
rers von Präsident Mubarak, dem Friedensnobel-
preisträger Mohammed El-Baradei, ein ähnlicher 
Prozess ab. El-Baradei war am 27. Januar 2011 aus 
dem Ausland zurückgekehrt und hatte sich an die 
Spitze der Protestbewegung gesetzt.

Reaktionen der Staatsführungen

Die Reaktionen der Staatsführungen fielen sehr 
unterschiedlich aus. Die einen ignorierten die 
Entwicklung in Tunesien, während andere Bezug 
darauf nahmen, um gleichzeitig – verbunden mit 

�	 Für den 12.2.2011 sind von den Jugendorganisationen, Stu-
dentenverbänden, Zusammenschlüssen von Arbeitslosen 
und der Bloggerszene Großdemonstrationen unter denselben 
Slogans wie in Tunesien und Ägypten geplant.

�	 Vgl. www.aawsat.com, 25.1.2011 (Egypt to face its first Tuni-
sian-inspired protests).

Selbstlob – zu betonen, dass im eigenen Land ei-
ne solche Entwicklung nicht eintreten könne, weil 
die Situation vollkommen anders sei.� So kom-
mentierten weder der marokkanische König Mo-
hamed VI. noch der algerische Präsident Boutefli-
ka bis dato die Ereignisse in Tunesien. Einzelne 
Minister würdigten allerdings die in ihren Län-
dern bereits eingeleiteten Maßnahmen als deut-
liche Reformschritte. Eine Ausnahme bildete Re-
volutionsführer Qaddafi, der zuerst den Sturz 
Ben Alis als falsch bezeichnet und bedauert hat-
te, Ende Januar 2011 aber die tunesische Volksre-
volution ideologisch neu bewertete und als Aus-
druck des Willens der jamahir (Volksmassen) ein-
schätzte. 

Unabhängig von der öffentlich vertretenen Po-
sition leiteten alle Regierungen umgehend kon-
krete sicherheitspolitische und für den einzelnen 
Bürger materiell spürbare Maßnahmen ein, um 
aufgebrochenes oder antizipiertes Protestpotenti-
al einzudämmen und um die politische Oppositi-
on zu schwächen und zu spalten.

Institutionelle Reaktionen

Die institutionellen Reaktionen umfassten – abge-
sehen von Kabinettsumbildungen und dem Ver-
sprechen schneller demokratischer Reformen wie 
in Tunesien kurz vor dem Machtwechsel, in Ägyp-
ten durch Präsident Mubarak am 28. Januar 2011� 
oder in Jordanien am 1. Februar 2011 – die Reform 
des Nationalen Sicherheitsrates (Libyen) bzw. die 
Revitalisierung des algerischen Haut Conseil de Sé-
curité, der Ende Januar 2011 zum ersten Mal seit 
dem Amtsantritt Präsident Bouteflikas 1999 zu-
sammentraf. Daneben sind gesteigerte Aktivitäten 
in den Organen zur Korruptionsbekämpfung fest-
zustellen.

Ausbau des Repressionsinstrumentes und 
Demonstrationsverbote

Auch wenn die Ausgangsbedingungen in den ara-
bischen Staaten unterschiedlich sind (in Ägypten 
gilt seit 1981 der Notstand, in Algerien seit 1992, 

�	 Vgl. z.B. al-Ahram online, 19.1.2011 (Algeria is not similar to 
Tunisia, says Algerian minister).

�	 In Ägypten erfolgte gleichzeitig die Ernennung von Geheim-
dienstchef Omar Sulaiman zum Vizepräsidenten (das Amt ist 
somit erstmals seit 1981 wieder besetzt).
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in Syrien seit 1963), so zeigt sich deutlich, dass seit 
Januar 2011 in allen Staaten die Sicherheitsvor-
kehrungen verschärft wurden und staatliche Auf-
rufe, nicht zu demonstrieren, erfolgen. Der alge-
rische Innenminister betonte mehrfach, dass „in 
Algier keine Protestmärsche geduldet werden“. 
Offensichtlich ist die Stationierung von speziali-
sierten Sicherheitskräften in Marokko und Alge-
rien;� in Libyen erfahren die (bewaffneten) Revo-
lutionskomitees seit Dezember 2010 eine beacht-
liche Wiederbelebung. Kommt es zu Demonstra-
tionen, wird mit massiven Verhaftungen versucht, 
die Schlagkraft der Proteste zu schwächen;10 nächt-
liche Ausgangssperren oder auch die Schließung 
von Schulen und Universitäten (z.B. in Tunesien 
am 10. Januar 2011) sollen die Organisationskapa-
zitäten einschränken. Wie die Fälle Tunesien und 
Ägypten, aber auch Iran 1979 gezeigt haben, grei-
fen diese Maßnahmen nur bis zu einem gewissen 
Grad – gegen einen Volksaufstand, einen Marsch 
der Millionen sind sie wirkungslos.

Wirtschaftliche Notmaßnahmen

Insofern sich die Kernforderungen der Protest-
bewegungen auf die hohe Arbeitslosigkeit, die 
steigenden Lebenshaltungskosten und die Woh-
nungsnot bezogen, haben die Regierungen mit 
der Verkündigung von Sonderprogrammen, die 
sich genau diesen Problemen annahmen, sowie 
massiven Subventionsmaßnahmen versucht, die 
aufgeheizte Stimmung zu besänftigen. In den Me-
dien wurden diese Maßnahmen unter dem Cre-
do „Den Armen verpflichtet“11 propagandistisch 
verkauft. Allein im Januar 2011 verfielen mehrere 
Regierungen in entsprechenden Aktionismus. So 
wurden u.a. 

in Mauretanien spezielle Läden mit subventio-
nierten Nahrungsmitteln eröffnet, 
in Marokko die Nahrungsmittelsubventionen 
verlängert, 
in Algerien sogar die Preise der subventio-
nierten Nahrungsmittel (Mehl, Zucker, Öl usw.) 

�	 Vgl. z.B. El Watan (Algier), 17.1.2011, zitiert nach BBC (Riot 
squads deployed in Algerian capital).

10	 Selbst die Freilassung verhafteter Demonstranten wird im 
Einzelfall von der Regierung als Beruhigungsmaßnahme 
eingesetzt.

11	 So die ägyptische Regierungspartei National Democratic Party 
im Januar 2011; vgl. al-Ahram weekly, 20.1.2011 (Committed 
to the poor).

−

−

−

um ein Volumen von 300 Millionen Euro ge-
senkt und zur Verhinderung von Engpässen 
bei der Brotversorgung weitere zwei Millionen 
Tonnen Weizen geordert, und in 
Jordanien die Gehälter angehoben.

Weitere Maßnahmen, die zeigen sollten, dass die 
Regierungen sich um das Wohlergehen der Bevöl-
kerung kümmern, bestanden in 

Inspektionsreisen (so von König Abdallah am 
30. Januar 2011 in Südjordanien), 
der Ankündigung beschleunigter sozialer Woh-
nungsbauprojekte (Präsident Bouteflika am  
17. Januar 2011),
der Bereitstellung eines speziellen Landesent-
wicklungsfonds in Höhe von 14 Milliarden Euro 
in Libyen am 26. Januar 2011 oder 
gleichfalls in Tunesien, wo am 25. Januar 2011 
der neue Minister für regionale Entwicklung 
Néjib Chebbi 260 Millionen Euro für die Ent-
wicklung des Landesinnern zur Verfügung 
stellte.

Die Entwicklung in Tunesien bestimmte zwangs-
läufig auch die Diskussionen des 2. Arabischen 
Wirtschaftsgipfels, der am 19. Januar 2011 im 
ägyptischen Scharm el-Scheich stattfand.12 Die ver-
sammelten Staatschefs – in den offiziellen Erklä-
rungen die Entwicklung in Tunesien ignorierend – 
plädierten angesichts des Scheiterns ihrer bishe-
rigen Wirtschafts- und Sozialpolitik für eine ent-
wicklungspolitische Neuausrichtung („develop-
mental renaissance“). Deren Kern sollen die mas-
senorientierte Entwicklung, die Förderung kleiner 
und mittlerer Betriebe sowie die Entwicklung bis-
lang marginalisierter Regionen bilden. Die Eva-
luierung anlässlich des in Kuwait 2013 vorgese-
henen 3. Gipfels wird die Ernsthaftigkeit des An-
spruchs zeigen.

Medienmaßnahmen

Die Beeinflussung der Informationsverbreitung ist 
eine der am häufigsten angewandten Strategien 
zur Eindämmung von Protesten. Angesichts der 
hohen Mobilisierungsfunktion von Facebook und 
Twitter sowie dem Informationszugang über das 
Internet versuchten sowohl in Tunesien als auch 

12	 Vgl. Details www.lasportal.org .

−

−

−

−

−
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in Ägypten (sowie zeitweise in Algerien und Liby-
en) die Behörden, mittels einer Stilllegung des In-
ternets und der Informationsdienste, die Kommu-
nikation unter den Teilnehmern der Protestbewe-
gung zu stoppen.13 Die Entwicklung der Protes-
te zeigte, dass diese Maßnahmen der Bewegung 
zwar Nadelstiche zufügten, aber letztendlich die 
Ereignisse nicht aufhalten konnten.

Gleiches gilt für die Versuche, das Informati-
onsangebot ausländischer Fernsehsender14 durch 
Verbote einzuschränken. Im Hauptfokus steht 
hierbei der katarische Sender al-Jazira, der so-
wohl in Tunesien als auch in Ägypten jeweils aus-
führlich über den Protestverlauf informierte und 
sich zum Sprachrohr der Oppositionsbewegung 
entwickelte. Die Schließung des Jazira-Büros15 in 
Kairo am 30. Januar 2011 konnte dieser Rolle aber 
nichts anhaben, sondern entlarvte vielmehr die 
Ankündigung demokratischer Reformen als Lüge.

Politische Reformperspektiven für Nordafrika/
Nahost

In Berichten und ersten Analysen zu den Protest-
demonstrationen, die nach Tunesien in anderen 
nordafrikanischen und nahöstlichen Staaten zu 
Massenaufmärschen und Forderungen nach dem 
Rücktritt der jeweiligen Staatspräsidenten und 
Regierungen geführt hatten, wurde spekuliert, ob 
jetzt eine Demokratisierung der arabischen Staa-
ten anstünde. „Auch in Arabien kann die Demo-
kratie Fuß fassen“, hieß es zum Beispiel in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 25. Janu-
ar 2011. Der französische Historiker und Anthro-
pologe Emmanuel Todd hielt es nicht für ausge-
schlossen, dass die zukünftige Entwicklung Tune-
siens die bislang gängige, den Diskurs über po-
litische Reformen in arabischen Staaten prägende 
These von deren struktureller Unfähigkeit zur De-
mokratie widerlegen könnte.16 Der aus Iran stam-
mende Journalist Amir Taheri relativierte hinge-
gen diese Hoffnungen auf Demokratie mit Blick 
auf die prägenden Faktoren der Gesellschaften. 

13	 Vgl. zur Rolle der modernen Kommunikationsmittel bei der 
Organisation der Proteste asharq-e.com, 21.1.2011 (The Tuni-
sian model).

14	 So hat die algerische Regierung dem reformierten tunesi-
schen Privatsender Nessma am 22.1.2011 die Zulassung ver-
weigert.

15	 AFP, 30.1.2011 (Egypt moves to shut down Al Jazeera amid 
unrest).

16	 Vgl. Réalités, Tunis, 25.1.2011 (Tunisie. Analyses de la «révo-
lution» de jasmin).

Für Taheri entwickelte Tunesien – und dies gilt ana-
log auch für die anderen arabischen Staaten – we-
der vor noch nach der Unabhängigkeit das Poten-
zial, um ein pluralistisches, demokratisches poli-
tisches System westlichen Stils einzuführen.17 Die 
kommenden Monate werden zeigen, welcher Be-
obachter die realen Kräfteverhältnisse und gesell-
schaftlichen Umfeldbedingungen besser erkannt 
und die Entwicklung im Hinblick auf politische 
Reformen „richtiger“ eingeschätzt hat. 

Ausgehend von den politischen Protesten und 
Forderungen der Demonstranten nach einem 
Machtwechsel und mehr Freiheiten sollten aller-
dings – um allzu hohen Erwartungen in politische 
Umgestaltungen vorzubeugen – die Bedingungen 
rekapituliert werden, die gesamtgesellschaftlich 
in den Staaten Nordafrikas und des Nahen Ostens 
wirksam sind und eine grundlegende Neugestal-
tung der politischen Systeme erschweren werden.

Strukturelle Reformhindernisse

Unabhängig davon, ob es – wie in Tunesien – 
zu einem politischen Machtwechsel kommt, be-
stehen Reformhindernisse fort, deren Überwin-
dung – wenn überhaupt – nur mittel- bis langfris-
tig gelingen kann. Es sind die altbekannten gesell-
schaftsprägenden Faktoren, die überdauerten und 
die innergesellschaftlichen Beziehungen bestim-
men. Ein Machtwechsel allein und selbst eine Ver-
fassungsänderung bleibt dagegen wirkungslos, 
wenn nicht gleichzeitig ein Prozess des Umden-
kens und der Veränderung dieser tradierten Ver-
haltensmuster über entsprechende Bildungsmaß-
nahmen, gesetzliche Regelungen, Kontrollinstan-
zen usw. eingeleitet wird. Dies ist nur dann zu er-
warten, wenn sich zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen dafür langfristig engagieren bzw. den not-
wendigen Freiraum erhalten, um sich für diesen 
Mentalitätswandel einzusetzen. Eine neue po-
litische Ordnung, die nicht nach kurzer Zeit im 
Amt wieder Staatsressourcen zur Sicherung von 
Loyalität verteilt, die nicht in hohem Ausmaß Kor-
ruption deckt und Repression zur Einschüchte-
rung der Staatsbürger einsetzt, bräuchte vorberei-
tende Maßnahmen, die auf gesellschaftlicher Ebe-
ne ansetzen und die bislang prägenden Mentali-
täten, Verhaltensstrukturen und Hierarchien auf-

17	 Vgl. www.asharq-e.com (28.1.2011) (Amir Taheri: Tunisia 
and Caesar’s boots in winter).
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brechen helfen. Als Problemfaktoren, die grund-
legende politische Reformen mit langfristiger 
Wirkung verhindern, sind in erster Linie die fol-
genden zu nennen:

Die Versorger- und Rentenstaatmentalität: Sie 
verhinderte bislang stets eine offene Debatte über 
die vom Staat zu leistenden und leistbaren Aufga-
ben. Bisher hielten die in gleichem Maße wie die 
Bevölkerung der Versorger- und Rentenstaatmen-
talität verhafteten Staatsführungen an der Strate-
gie der Machtsicherung durch „Kurskorrekturen“ 
fest. Dadurch blieben die tradierten Herrschafts-
mechanismen bestimmend. Von staatlicher Seite 
wurde in der Regel versucht, Loyalität und Un-
terstützung zugunsten des Staates durch kliente-
listische Beziehungsstrukturen, die Tolerierung 
von Korruption und die entsprechende „Versor-
gung“ möglichst breiter Bevölkerungskreise und 
Interessengruppen mit materiellen und immate-
riellen Gütern zu erreichen. Die Erwartungshal-
tung an den Staat bzw. die Staatsführung repro-
duzierte sich auf diese Weise; Selbstverantwor-
tung wurde dadurch nicht entwickelt. Die innen-
politische Leistungsfähigkeit der Staatsführungen 
geriet während der letzten Jahre immer mehr in 
die Kritik. Eine Desolidarisierung und Gegenmo-
bilisierung der von dem Leistungsdefizit beson-
ders betroffenen jungen Generation, die weit über  
50 Prozent der Bevölkerung ausmacht, war die Fol-
ge. Desolidarisierung heißt aber auch: fehlendes 
Engagement zwecks Kooperation innerhalb der 
staatlichen Strukturen und stattdessen hohe Be-
reitschaft zur offensiven Mobilisierung gegen den 
Staat. Die Erwartungshaltung an den Staat bzw. 
die Staatsführung blieb jedoch bestehen, weshalb 
sich auch alle Wut auf den obersten Repräsentan-
ten des Staates konzentriert. 

Die fehlende Kompromisskultur: Das Staat und 
Gesellschaft prägende dichotomische Denken und 
eine entsprechende Weltdeutung (Freund-Feind-
Raster) begünstigen Monopolansprüche, etwa 
im Besitz der Wahrheit oder auf dem richtigen 
Weg zu sein. Die Durchführung von Maßnahmen 
im sozialen, entwicklungspolitischen oder wirt-
schaftlichen Bereich wurde folglich durch ideolo-
gische Grundsatzdebatten stets verzögert, verei-
telt oder „verwässert“. In Tunesien wird deshalb 
seit dem Machtwechsel zu Recht von einigen poli-
tisch engagierten Akademikern verlangt, erst ein-
mal einen Konsens über das zukünftig umzuset-

zende „Gesellschaftsprojekt“ zu finden, also u.a. 
die Fragen zu klären, wie viel Zentralismus/De-
zentralisierung, wie viel Staatswirtschaft/Markt-
wirtschaft, wie viel religiöse Richtlinien zur An-
wendung kommen sollen.

Der Wertekonservatismus: Die Sozialisierung der 
nachwachsenden Generationen in tradierten Wer-
ten ist immer noch relativ intakt, was zum Beispiel 
die Erwartungshaltung an die Familie (Großfami-
lie), in einigen Staaten an den Stamm und die Eth-
nie, die religiöse Gemeinschaft und schließlich 
den Staat anbelangt. Auch das Verhalten in den 
Geschlechterbeziehungen und der Stellenwert der 
Religion für die Gesellschaft und das Individuum 
wird von den Traditionen und dem durch sie er-
zeugten sozialen Druck bestimmt. Die Mehrzahl 
der Familien und die Bildungseinrichtungen so-
wie die religiösen Schulen verfestigen diesen Wer-
tekonservatismus und die patriarchalischen, hier-
archischen Strukturen. Zentralistische und büro-
kratische Strukturen werden durch dieses Verhal-
ten ebenfalls zementiert. 

Der algerische Historiker Ahmed Rouadjia sieht 
deshalb nur dann eine Chance für weiterreichende 
politische Veränderungen in der Region, wenn ein 
Mentalitätswandel stattfindet und in einem ersten 
Schritt Gesetze von allen geachtet werden, so dass 
Rechtsstaatlichkeit erreicht werden kann. Eine 
zentrale Rolle, um den Mentalitätswandel in Gang 
zu setzen, weist er den zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen zu, die eine freiheitliche und plurale 
Gesellschaftskonzeption haben. Diese werden 
aber erst mittelfristig entstehen und auf die Ge-
sellschaft einwirken können, wenn sich durch ent-
sprechende Reformen die gesetzlichen und insti-
tutionellen Rahmenbedingungen verbessern. Ob 
die Chancen hierfür nach einem Machtwechsel 
wie in Tunesien genutzt werden, ist noch offen. 

Ein Ausweg aus der politischen Krise?

Die Regierungen arabischer Staaten können – 
wenn künftig neuerliche Massenproteste und ge-
gebenenfalls ein Regimesturz vermieden werden 
sollen – Reformen nicht ausweichen. Wachsende 
Einsicht in die Reformnotwendigkeit ist nach dem 
Schock der Ereignisse von Tunesien bereits fest-
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stellbar.18 Trotz der beschriebenen strukturellen 
Reformhindernisse stehen den Staatsführungen 
arabischer Staaten (hierbei unterstützt von den 
EU-Staaten) verschiedene Ansatzmöglichkeiten 
für wirkungsvolle Reformen zur Verfügung. Sie 
können vor allem auch im politischen Bereich 
maßgebliche Signale setzen, die dazu beitragen, 
ein neues Vertrauensverhältnis zu den Bürgern 
aufzubauen. Hierzu zählen in erster Linie

sichtbare Maßnahmen zur Stärkung der Rechts-
staatlichkeit und zur Gewährleistung der Unab-
hängigkeit der Justiz (Stichwort: Justizreform);
Maßnahmen zur Bekämpfung von Korruption 
(auf allen Ebenen);
die glaubhafte Absage an Folter, Maßnahmen 
zur Kontrolle des menschenrechtskonformen 
Verhaltens der Sicherheitsorgane, die Einrich-
tung von Beschwerdestellen und die Verfol-
gung von Menschenrechtsverstößen;19

die Eindämmung von Wahlfälschungen und die
Akzeptanz und Förderung von Pluralität.

Diese Maßnahmen lassen sich insbesondere 
nach einem Machtwechsel kurzfristig in die We-
ge leiten und zeigen deutlich schneller positive 
und vertrauensbildende Effekte als die gleich-
falls notwendigen wirtschaftlichen Entwicklungs-
maßnahmen (Schaffung von Arbeitsplätzen), die 
höchstens mittelfristig Wirkung zeigen können. In 
keinem Fall werden – wie es ein tunesischer Ko-
lumnist formulierte – aus schwerfälligen Schiffen 
binnen kurzem um 180° gedrehte Schnellboote 
mit Zielrichtung „Demokratie“.

Wenn es in Tunesien (oder auch in Ägypten) ge-
lingt, mit dem Konsens der Mehrheitsgesellschaft 
eine neue Regierung zu etablieren, erste politische 
Reformen in Angriff zu nehmen und die staatli-
che Ordnung aufrechtzuerhalten bzw.schnell wie-
derherzustellen, kann dies ein Signal für andere 
Staatsführungen der Region zugunsten (dosierter) 
politischer Eingriffe sein. 

18	 So z.B. bei dem syrischen Präsidenten Bashshar al-Asad; vgl. 
alarabonline, 31.1.2011 (Syria’s president urges Middle East 
to „upgrade“); vgl. auch middle-east-online, 27.1.2011 (Jor-
dan king wants speedier reforms).

19	 Hier verfügt die marokkanische Instance d’équité et de réconci-
liation, die die Menschenrechtsverletzungen unter König Has-
san II. aufarbeitete, über große Expertise; tunesische Gruppen 
haben bereits Kontakt nach Marokko aufgenommen.

−
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